
Wie gut geht es den

Menschen in ihren

Gemeinden?

Können wir uns den

Wohlstand noch leisten?

Müssen wir uns 

in Zukunft selbst um

alles kümmern?

Können Partnerschaften

oder Kooperationen den

Gemeinden nützen?

Hier sind die Antworten.

KOMMUNALE 

SOMMERGESPRÄCHE

2010



Sie haben Tradition: Bereits zum
fünften Mal in Folge fanden Ende
Juli die Kommunalen Sommerge-

spräche, eine gemeinsame Veranstaltung
des Österreichischen Gemeindebundes
und der Kommunalkredit Austria, statt.
Ziel war es, wichtige Fragen des Kommu-
nalwesens an führende Politiker, Wissen-
schafter, Unternehmer und Experten des
öffentlichen Managements zu stellen und
gemeinsam Antworten zu erarbeiten.

So diskutierten vom 28. bis 30. Juli
mehr als 200 TeilnehmerInnen im Kur-
haus in Bad Aussee zum Thema „Haben
kleine Gemeinden (noch) eine Chance?
Im Spannungsfeld zwischen Wohlfühl-
gemeinde und Sparbudget“. Das Thema
stand im Zeichen der anhaltenden Debat-
te um die künftige Finanzierbarkeit kom-
munaler Leistungen, mögliche Entlas-
tungen durch vermehrte Eigenleistungen
der Bevölkerung und die Auswirkungen
bundes- und landespolitischer Entschei-
dungen auf den Haushalt und die 
Leistungsfähigkeit der Gemeinden. 

Die Nachlese-Redaktion der Kom-
munalen Sommergespräche hat den Prä-
sidenten des Österreichischen Gemein-
debundes, Helmut Mödlhammer, und
den Vorstandsvorsitzenden der Kom-
munalkredit Austria, Alois Steinbichler,
im Vorfeld befragt.

Herr Präsident Mödlhammer, haben es
kleine Gemeinden schwerer als große?
Mödlhammer: Kleine Einheiten haben
hervorragende Chancen, weil sie sehr fle-
xibel sind und rasch auf Veränderungen
reagieren können. Die Wirtschaft liefert
laufend den Beweis dafür, dass kleine
Einheiten große Stärken haben. In Öster-
reich bilden Kleinbetriebe das Rückgrat

der Wirtschaft. Sie haben die Kraft, die
Herausforderungen, die sich durch die
geänderten Rahmenbedingungen erge-
ben, erfolgreich zu meistern. Genauso
sehe ich das bei den Gemeinden. Da wird
Großartiges geleistet.

Herr Generaldirektor Steinbichler,
tun sich kleine Gemeinden aufgrund
ihrer Flexibilität leichter mit der
Finanzierung?
Steinbichler: Finanzierungen hängen
nicht von der Größe einer Gemeinde,
sondern von der Art des zu finanzieren-
den Projekts ab. Wir bieten sowohl
Finanzierungen für kleinere Projekte als
auch für komplexe Großprojekte an. So
sind im Rahmen unserer „Initiative
Licht“ Finanzierungen ab 150.000 Euro
möglich. Durch die Erneuerung und
Modernisierung der kommunalen
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„Kooperationen  

„Wir brauchen einen Belastungsstopp 

und eine Aufgabenreform, 

die klare Verantwortlichkeiten schafft.“ 

Helmut Mödlhammer, Präsident des 

Österreichischen Gemeindebundes



Beleuchtung kann ein erheblicher Bei-
trag zur Sicherheit, zur Erhöhung der
Lebensqualität und zum Klimaschutz in
den Gemeinden geleistet werden. Gera-
de bei solchen Aufgaben bietet es sich
an, Projekte durchzuführen.

Ist das ein Plädoyer für die Zusam-
menlegung von Gemeinden?
Steinbichler: Es ist ein Plädoyer für
alternative Lösungen im Finanzierungs-
bereich. Genau solche führen wir im
Rahmen des Kerngeschäfts der Kom-
munalkredit durch. Es handelt sich um
projektbezogene Finanzierungen, die je
nach Art der Aufgabe gestaltet und
strukturiert werden. Wir „versteigern“
nicht billiges Geld, sondern schauen uns
gemeinsam mit den Gemeinden an, was
benötigt wird, was möglich ist, und
beraten hinsichtlich der geeigneten
Finanzierungs- und Fördermaßnahmen.
So macht es beispielsweise Sinn, die der-
zeitigen Chancen aus der Absicherung
des niedrigen Zinsniveaus zu nutzen.

Mödlhammer: Man muss nicht gleich
fusionieren, um bei einzelnen Projekten
zu kooperieren. Wir haben eine Reihe von
Beispielen erfolgreicher Zusammenarbeit
über Gemeindegrenzen hinweg – etwa
gemeinsame Verwaltungseinrichtungen
oder gemeinsame Bauhöfe. Solche Koope-
rationen machen absolut Sinn. Wogegen
ich mich verwehre, ist ein unüberlegtes,

zwangsweises Zusammenlegen von
Gemeinden. Dadurch würde den einzel-
nen Gemeinden ihre Identität genommen
und die Bereitschaft der Bevölkerung zu
freiwilliger Mitarbeit und Eigeninitiative
erheblich eingeschränkt werden.

Mehr als die Hälfte der österreichi-
schen Gemeinden schreibt rote Zah-
len, Tendenz steigend. Wie kann der
Schuldenberg bezwungen werden?
Mödlhammer: Die Gemeinden liegen
bei der Schuldenentwicklung weit besser
als die Bundesländer und der Bund.
Unser Anteil an den Gesamtschulden
Österreichs beträgt nicht einmal fünf
Prozent. In den Gemeinden wird ordent-
lich gewirtschaftet. Hier sind Menschen
am Werk – auch in der Politik –, die ein
Herz für die Bürgerinnen und Bürger
haben und engagiert arbeiten. Natürlich
müssen auch Maßnahmen gesetzt wer-
den, um die Schulden zu verringern. Spa-
ren allein wird das Problem nicht lösen,
ebenso wenig der (Irr-)Glaube, dass alles
mit Steuererhöhungen in den Griff zu
bekommen ist. Was wir brauchen, sind
ein Belastungsstopp seitens Bundeslän-
der und Bund, eine Aufgabenreform, die

klare Verantwortlichkeiten schafft, und
ein aufgabenorientierter Finanzausgleich.

Was kann die Kommunalkredit zur
Lösung des Finanzierungsproblems
beitragen?
Steinbichler: Wir fühlen uns dem Kom-
munalen verpflichtet, unser Geschäfts-
modell ist auf den kommunalen Bereich
fokussiert. Als Österreichs Bank für
Infrastruktur ist unser Vertrieb in die
Sparten Soziale Infrastruktur, Energie &
Umwelt und Verkehr gegliedert. Unser
Leistungsprofil umfasst neben der Finan-
zierung die Budget-, Infrastruktur-, Ver-
anlagungs- und Förderungsberatung.
Außerdem unterstützen wir bei der För-
derabwicklung. Mit diesem Angebot
können wir die österreichischen Gemein-
den vor allem jetzt – in wirtschaftlich
besonders herausfordernden Zeiten – als
verlässlicher Partner unterstützen.
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INTERVIEW

 machen Sinn“

Anlässlich der Eröffnung der fünften 
Kommunalen Sommergespräche diskutierten

der Präsident des Österreichischen 
Gemeindebundes, Helmut Mödlhammer,

und der Vorstandsvorsitzende der 
Kommunalkredit Austria, Alois 

Steinbichler, über die Perspektiven 
der österreichischen Gemeinden.

„Wir ,versteigern‘ nicht billiges Geld, 

sondern stehen den Gemeinden beratend 

und unterstützend zur Seite.“

Alois Steinbichler, Generaldirektor 

der Kommunalkredit Austria



Der Mensch
braucht ein
Ziel vor Augen

Den Auftakt zu 
den Kommunalen

Sommergesprächen
2010 bildete das 

pointierte Referat 
eines Gastredners 
aus Deutschland. 
Kurt Biedenkopf, 

ehemaliger Minister-
präsident von Sachsen,
sprach zum Verhältnis
von Staatsgläubigkeit,

freier Gesellschaft und
Eigeninitiative.
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Querdenker mit politischer Erfahrung: 

Kurt Biedenkopf, Ministerpräsident 

von Sachsen a. D.

In den 1970er Jahren galt er als enger
Vertrauter des damaligen CDU-Vor-
sitzenden und späteren Bundeskanz-

lers Helmut Kohl. In den 1990er Jahren,
als Ministerpräsident des Freistaates
Sachsen, ließ er mit einem sozialökologi-
schen Zukunftsprojekt aufhorchen. Im
Juli 2010 war er als Eröffnungsredner zu
den Kommunalen Sommergesprächen
geladen: Kurt Biedenkopf, Jahrgang
1930, gelernter Jurist, ehemaliger CDU-
Politiker, Autor und Querdenker. Seiner
politischen Entourage war er nicht
immer bequem, sprach er doch aus, was
viele dachten, aber nicht zu sagen wagten,
weil es gerade nicht opportun war. 

Überaus opportun war hingegen sein
Eröffnungsreferat in Bad Aussee unter

dem Titel „Ohne Eigeninitiative keine
freie Gesellschaft“. Mit scharfem Ver-
stand und teils scharfer Zunge begeister-
te Biedenkopf das Auditorium im Kur-
saal. Gleich zu Beginn zeigte er das
Dilemma auf, in dem sich unsere Gesell-
schaft aktuell befindet: auf der einen Seite
starke Staatsorientierung mit einem

umfassenden Wohlfahrtsstaat, auf der
anderen Seite der Ruf nach Individualität,
Vielfalt, Freiheit und Unabhängigkeit. 

Widerstand gegenüber 

Eigenverantwortung

Dieses Dilemma führe nach Meinung Bie-
denkopfs dazu, dass man beim Versuch,
von politischer Seite her mehr Eigenver-
antwortung zu begründen, unweigerlich
auf Widerstand stoße. „Die Möglichkeit,
Eigenverantwortung zu übernehmen,
wird von den Menschen nicht als Aus-
druck von Freiheit begriffen, sondern als
ein Versuch des Staates, Aufgaben auf sie
abzuwälzen“, so Biedenkopf. Ausgleichen
lasse sich diese Spannung zwischen Staats-

„Selbsthilfe und Eigen-

initiative sind als Samen 

zu verstehen, die man 

identifizieren und zum 

Treiben bringen muss. 

Sie sind keinesfalls Lücken-

büßer für einen Staat, der

nicht mehr kann oder will.“
Kurt Biedenkopf



2010   KOMMUNALE SOMMERGESPRÄCHE 5

ERÖFFNUNGSREDE

Gespannte Aufmerksamkeit im voll besetzten Kursaal 

orientierung und Eigenverantwortung nur
auf kommunaler Ebene.

Damit ergibt sich freilich ein Problem:
„Kommunen haben das Gefühl, ihre Auf-
gaben nicht mehr erfüllen zu können, weil
sie immer mehr verrechtlicht werden. Sie
büßen an Autonomie ein und haben
immer weniger Gestaltungsmöglichkei-
ten.“ Diese Verrechtlichung stehe in kla-
rem Gegensatz zur Vielfalt der heutigen
Lebensverhältnisse, und dieser Wider-
spruch lasse sich nun einmal „nicht durch
Standardisierung und Zentralisierung, son-
dern nur durch Eigeninitiative aufheben“. 

Sind die Menschen aber zu mehr
Eigeninitative bereit? Biedenkopf:
„Wenn sie es nicht sind, werden sie ihre
Freiheit einbüßen. Um die Vielfalt zu
wahren, unterlaufen die Bürger zuneh-
mend das zentrale Gleichheitselement.“
Vor allem jüngere Menschen werden
sich keine Ordnung aufzwingen lassen,
die sie ausbeutet. Sie werden diesem
Zwang entgehen, indem sie Wege fin-
den, die ihr Schicksal verbessern.

Problem Demografie

Wie ist es überhaupt zu dieser gesell-
schaftlichen Entwicklung gekommen?
Für Biedenkopf liegt die Ursache in der
Demografie: „Das Medianalter in
Deutschland liegt aktuell bei 41 Jahren.
Vor 60 Jahren lag es noch bei 28. Allein
aufgrund dieser Verschiebung ergibt
sich eine tiefgreifende Veränderung der
Bevölkerungsstruktur.“ Dabei sieht Bie-
denkopf nicht die rückläufige Fertilität
als Hauptproblem, sondern die ständig
steigende Lebenserwartung. 

„Das hat massive Auswirkungen auf
unsere Sozialsysteme, insbesondere auf
das Verhältnis zwischen Leistungsträ-
gern und Leistungsempfängern“, so Bie-
denkopf. „Bei einer durchschnittlichen
Lebenserwartung von 80 Jahren hat die
Bevölkerung einen Rentenanspruch von
fast 20 Jahren an die nachwachsende
Generation. Als Bismarck und Lassalle
die ersten Elemente der Alterssicherung
schufen, erhielten zwei Drittel der
Arbeitnehmer keine Alterssicherung,
weil sie vorher verstarben.“ 

Statistisch gesehen haben die gebur-
tenstarken Jahrgänge seit der zweiten
Hälfte der 1970er Jahre rund 30 Prozent
weniger Kinder zur Welt gebracht als
die Elterngeneration. Gleichzeitig stei-
gen die Ansprüche an die Alterssiche-
rungssysteme und an die Gesundheits-
versorgung. Biedenkopf: „Was macht
eine Kommune mit diesen Einwohnern,

die keiner Arbeit mehr nachgehen und
keine Tagesbeschäftigung haben? Wie
kann sich dieser Teil der Bevölkerung
nützlich machen? Das sind die entschei-
denden Fragen für die Zukunft!“ 

„Das Gefühl, gebraucht zu werden“

Biedenkopf zeigte sich überzeugt, dass
mit der Generation der Älteren eine
bedeutende Ressource zur Verfügung
stehe, mit deren Hilfe eine Fülle an Auf-
gaben erledigt werden könne, und stell-
te die in Deutschland erfolgreiche
„Aktion 55“ vor. Dabei übernehmen
Senioren Tätigkeiten von öffentlichem
oder allgemeinem Interesse und erhalten
im Gegenzug einen kleinen Geldbetrag.
„Die Menschen beteiligen sich nicht des
Geldes wegen, sondern weil sie in ihrem

Lebenskreis in der Gemeinde mitwir-
ken wollen. Das gibt ihnen eine neue
Identität und schafft das Gefühl,
gebraucht zu werden“, so Biedenkopf. 

Voraussetzung für ein solches
Modell ist allerdings, dass man die
Kommunen neu versteht. „Die Gemein-
den dürfen nicht einfach nur als verlän-
gerte Administrationslinie gesehen wer-

den“, forderte Biedenkopf. „Man muss
das System vom Kopf auf die Füße stel-
len, denn eine Veränderung kann sich
nur von unten nach oben entwickeln.“ 

Mehr Geld für Ausbildung

Dieser Ansatz stellt freilich das bisheri-
ge Konzept des Sozialstaates in Frage.
„Durch die immer älter werdende
Bevölkerung ergeben sich zusätzlich zu
den ohnehin schon vorhandenen Schul-
den weitere Belastungen, auf die die
nachfolgende Generation nicht entspre-
chend vorbereitet wird“, kritisierte Bie-
denkopf. Seiner Ansicht nach müssten
Geldmittel zur Verfügung gestellt wer-
den, um die junge Generation besser
auszubilden, damit sie bei geringerer
Kopfzahl das Gleiche erreichen kann.

„Kein vernünftiger Mensch wird daran glauben, dass Wohlstand

unbeschränkt vermehrbar ist. Vielmehr sollten wir uns ansehen,

was die wahren Wünsche der Bevölkerung sind.“
Kurt Biedenkopf
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Dabei dürfe keine Rücksicht auf poli-
tische Durchsetzbarkeit genommen wer-
den. Biedenkopf: „Die Wirklichkeit, die
wir gemeinsam gestalten, fragt nicht, ob
notwendige Veränderungen politisch
durchsetzbar sind oder nicht. Wenn die
Veränderungen nicht aktiv gestaltet wer-
den, gestalten sie sich selbst, und das ist die
unsozialste Form, weil sie sich nicht um
die Interessen anderer kümmert.“ 

Welche Politik brauchen die Gemeinden?

Wir gehen von der Prämisse aus, dass das Verteilbare ständig

wächst. Deshalb betreiben wir Wachstumspolitik. Reallöhne stei-

gen aber nur unterproportional im Vergleich zu dem, was abge-

schöpft wird. Wir können natürlich so tun, als sei diese Strategie

durchhaltbar. Kein vernünftiger Mensch wird aber daran glauben,

dass Wohlstand unbeschränkt vermehrbar ist. Vielmehr sollten

wir uns ansehen, was die wahren Wünsche der Bevölkerung sind.

Das sind in erster Linie Geborgenheit, Sicherheit, Gesundheit und

Freunde. Danach erst kommt wirtschaftlicher Wohlstand. 

Kann man es Bürgern überlassen, Aufgaben selbst zu erledigen?

Will man die Frage mit „Nein“ beantworten, hat man die Demo-

kratie aufgegeben. Natürlich kann man es Bürgern überlassen,

Aufgaben selbst zu erledigen! Damit es aber dazu kommt,

braucht es ein generelles Umdenken und gute Vorbilder aus der

Praxis. Selbsthilfe und Eigeninitiative sind als Samen zu verste-

hen, die man identifizieren und zum Treiben bringen muss. Sie

sind keinesfalls Lückenbüßer für einen Staat, der nicht mehr

kann oder will. Zusätzlich braucht es die richtige Führung. 

Was bedeutet für Sie Führung?

Führen heißt helfen, anleiten, erklären, aber auch Autorität

ausüben und die Möglichkeit einräumen, auf kommunaler

Ebene gestaltend mitzuwirken. Dann kann die Bevölkerung

auch stolz sein auf das, was sie geleistet hat. 

Wie kann die Bevölkerung dazu motiviert werden, 

mehr Eigeninitative zu übernehmen?

Erstens: Prämieren Sie Gemeinden, zeichnen Sie Bürger aus, die

das besonders gut machen! Solche Aktivitäten sind nicht notwen-

digerweise eine finanzielle Belastung, aber eine enorme Bereiche-

rung. Anerkennung ist ein ungemein starker Motivationstreiber. 

Zweitens: Lassen Sie die Schüler Aufsätze schreiben zum

Thema „Wie soll meine Stadt in zehn Jahren aussehen, damit

ich hier noch gerne lebe?“. Sie werden überrascht sein, welche

Vielfalt an Vorschlägen und Ideen Sie da bekommen. Dann

müssen die Älteren mit den Jüngeren darüber reden und sich

auf einen Dialog einlassen. Damit könnte man eine ungeheure

Aufmerksamkeit erzeugen. 

Drittens: Motivieren Sie junge Leute dazu, Fragen zu stellen.

Ich glaube nicht, dass die Spaßgesellschaft eine befriedigende

Alternative ist. Wenn allerdings von der Wiege bis zur Bahre

alles staatlich geregelt ist und kein Raum für Fragen bleibt,

kann sich die Eigeninitiative nur in Veranstaltungen der Spaß-

gesellschaft entfalten.

Wie können Gemeinden verhindern, dass sie finanziell ins

Minus rutschen?

Das ist die falsche Frage. Man sollte vielmehr die Frage stellen,

für welchen Zweck Geld ausgegeben werden soll. Dazu brau-

chen die Kommunen mehr Autonomie. Sie sollten mit ihren

Bürgern darüber reden können, wofür Steuergelder verwendet

werden und was das für die Bürger bringt. Die Menschen brau-

chen ein Ziel vor Augen und sollten sich dafür einsetzen dürfen.

Im Moment gibt es dieses Ziel nicht – nur eine administrative

Aufgabe, die lautet „Ausgaben kürzen“.  

An neuen Ideen und Vorschlägen zur Lösung des Finanzpro-

blems scheint es nicht zu mangeln. Warum klappt es nicht mit

der Umsetzung?

Es liegt an der politischen Kommunikation. Wir haben uns Ter-

minologien angewöhnt, die uns innovations- und problemlö-

sungsunfähig machen. Amtierende Politiker meinen, sie könn-

ten der Bevölkerung keine „Grausamkeiten“ mitteilen. Was ist

grausam daran, zu sagen: Wir setzen uns jetzt einmal zusam-

men, machen eine Bestandsaufnahme und überlegen, wie

unser Land in zehn Jahren aussehen würde, wenn wir so wei-

termachen wie bisher. Was machen wir mit den älteren Men-

schen, die immer früher in Rente gehen? Was machen wir mit

den Jungen? Wie gehen wir mit Langzeitarbeitslosen um? Das

muss klar und sachlich angesprochen und darf nicht durch Ter-

minologien, die Tabus festlegen oder sich auf Vergangenes

beziehen, verwaschen werden. In Deutschland ist die politische

Sprache zunehmend eine Sprache der Vergangenheit. Damit

werden Probleme fortgesetzt, die nicht mehr existieren, und

Probleme, die sehr wohl existieren, nicht aufgegriffen. 

SECHS FRAGEN AN KURT BIEDENKOPF

Veranstaltungs-

moderator Hans

Bürger, Chef der

ORF-Innenpolitik, 

im Gespräch mit 

Kurt Biedenkopf
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Je größer die Gemeinde, desto opti-
mistischer sind die Bürgermeis-
terInnen und die Bevölkerung,

dass es so weitergehen könnte wie bis-
her.“ Diese Aussage stellte Meinungs-
forscher Wolfgang Bachmayer an den
Beginn seiner Präsentation am zweiten
Konferenztag. Er wies damit auf einen
strukturell bedingten Unterschied in
der Selbstwahrnehmung der Gemein-
den hin, der sich wie ein roter Faden
durch die gesamte Analyse zog. 

Die Ergebnisse im Detail: Auf die
Frage, ob kommunale Leistungen in
Zukunft gleich finanzierbar seien wie

Gemeinden
im UmbruchIm Vorfeld der 

Kommunalen 
Sommergespräche

befragten der Österrei-
chische Gemeindebund
und die Kommunalkre-
dit Austria mehr als 450

BürgermeisterInnen
zum Thema „Finanzier-

barkeit kommunaler 
Leistungen“. Parallel

dazu wurde eine 
Bevölkerungsumfrage 

bei rund 1.000 Personen
durchgeführt. 

Wolfgang Bachmayer,
Leiter des Meinungs-

forschungsinstituts 
OGM, präsentierte die

Ergebnisse.

Bei der Präsentation der BürgermeisterInnen- 

und Bevölkerungsbefragung:

Meinungsforscher Wolfgang Bachmayer



UMFRAGE

bisher, anworteten die Bürgermeis-
terInnen mehrheitlich mit Nein, wäh-
rend sich die Bevölkerung weniger
pessimistisch, aber doch skeptisch
zeigte (vgl. Grafik 1). 

Einig waren sich BürgermeisterIn-
nen und Bevölkerung, als es darum
ging, ob zur Aufrechterhaltung der bis-
herigen Leistungen neue Schulden auf-
genommen werden sollten. Diese Mög-
lichkeit lehnten sie zu 75 Prozent ab,
wobei sich auch hier leichte Differen-
zen zeigten: Größere Gemeinden, ins-
besondere in Ostösterreich, wären eher
noch bereit, neue Schulden zu akzep-
tieren (vgl. Grafik 2).

Keine Kürzungen 

bei Sozialleistungen

Auf klare Ablehnung, insbesondere bei
den BürgermeisterInnen, stieß die
Frage, ob die Bevölkerung Leistungs-
kürzungen hinnehmen würde. „Hier
zeigt sich deutlich die Diskrepanz zwi-
schen Finanzierbarkeit und der Bereit-
schaft zur Leistungskürzung“, so Bach-
mayer. Bei Vertiefung der Frage ergab
sich jedoch, dass eine Einschränkung
bestimmter Leistungen durchaus
Akzeptanz finden würde – etwa in den

Das Publikum verfolgte die Ergebnisse 

der BürgermeisterInnen-Befragung 

mit großem Interesse
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Grafik 1: Sind kommunale Leistungen in Zukunft 
gleich finanzierbar wie bisher?
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Grafik 2: Sollen zur Aufrechterhaltung der bisherigen Leistungen
neue Schulden aufgenommen werden?
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Grafik 3: In welchen Bereichen können Leistungen gekürzt werden?
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UMFRAGE

Bereichen Kunst & Kultur, Integrati-
onsmaßnahmen und Nachmittagsbe-
treuung für Pflichtschüler (vgl. Grafik 3
auf Seite 8). Nahezu ein „Kürzungsver-
bot“ besteht bei Zuschüssen für Hilfs-
und Rettungsorganisationen und Sozi-
alleistungen. Infrastrukturkürzungen
werden deutlich heftiger von Bürger-
meisterInnen als von der Bevölkerung
abgelehnt.

Auf die nur an die BürgermeisterIn-
nen gerichtete Frage, ob sie 2010 Ein-
nahmenrückgänge erwarten, wurden
sehr klare Antworten gegeben: Prak-
tisch alle Gemeindevorstände rechnen
mit einem durchschnittlichen Rückgang
um 11 Prozent, wobei kleinere Gemein-
den von einem höheren Minus ausgehen
als größere. 

Konkrete Maßnahmenpläne

Vor diesem Hintergrund haben bereits
34 Prozent der BürgermeisterInnen
entsprechende Maßnahmen beschlos-

sen, um aktiv auf die Situation zu rea-
gieren. 28 Prozent sind noch ohne
konkrete Konzepte und Beschlüsse,
22 Prozent warten weiter ab, und 16
Prozent meinen, dass keine Verände-
rung möglich oder notwendig sei (vgl.
Grafik 4). 

„Hier zeigt sich, dass größere
Gemeinden schon Krisenpläne vorbe-
reitet haben, während sich kleine

Gemeinden eher passiv verhalten. Das
kann an einem Mangel an personellen
Kompetenzen liegen und weist auf einen
erhöhten Beratungsbedarf hin“, so
Bachmayer. 

Die Antworten auf die Frage nach
dem Investitionsbedarf in den kommen-
den Jahren spiegeln die Überlegungen
zu möglichen Kürzungen wider. Die
meisten Investitionen sind bei Pflege,
Gesundheit, Kinderbetreuung und
Energie erforderlich (vgl. Grafik 5 auf
Seite 10).

Nein zu Gemeindefusionen,

Ja zu Kooperationen

Bei den vorgeschlagenen Handlungs-
optionen zur Lösung der Budgetpro-
bleme kommen Gemeindezusammen-
legungen für nahezu 90 Prozent der
BürgermeisterInnen nicht in Frage.
Auch die Privatisierung kommunaler
Einrichtungen wird mehrheitlich
abgelehnt. Mehr Kooperationen und
verstärkte Arbeitsteilung zwischen
den Gemeinden werden hingegen
befürwortet (vgl. Grafik 6 auf Seite
10). Bachmayer: „Alles, was Autono-
mie- und Identitätsverluste für die
BürgermeisterInnen bringen könnte,
wird abgelehnt. Partnerschaften und
Kooperationen, die die Autonomie
unangetastet lassen, werden akzep-
tiert.“

Beim direkten Vergleich kleiner
und großer Gemeinden zeigte die
OGM-Analyse, dass sowohl Bürger-

„Alles, was Autonomie- und Identitätsverluste für die 

BürgermeisterInnen bringen könnte, wird abgelehnt. 

Partnerschaften und Kooperationen, die die Autonomie 

unangetastet lassen, werden akzeptiert.“ Wolfgang Bachmayer
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Grafik 4: Welche Maßnahmen zur Krisenbewältigung wurden getroffen?
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meisterInnen als auch die Bevölkerung
der Ansicht sind, dass größere Ge-
meinden höhere Krisenabfederungs-
kompetenz hätten und hier der wirt-
schaftliche Aufschwung stärker aus-
fallen könnte. Demgegenüber stehen
höhere Leistungsbereitschaft, mehr
Effizienz und Sparsamkeit in kleineren

Gemeinden, in denen sich Ehrenamt-
lichkeit leichter organisieren lässt.
Eine grundsätzliche Reform- und Ver-
änderungsbereitschaft wird von der
Bevölkerung eher in größeren
Gemeinden gesehen, da hier ein besse-
rer Bildungsgrad gegeben sei (vgl.
Grafik 7).
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Grafik 5: Wie entwickelt sich der Investitionsbedarf 
in den nächsten Jahren?
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Grafik 6: Welche Handlungsoptionen kommen in Frage?
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Grafik 7: Was trifft auf kleine Gemeinden (bis 5.000 EW) zu, 
was auf größere Gemeinden (ab 10.000 EW)?
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■ Die Einnahmen der Gemeinden

sinken um durchschnittlich 

11 Prozent.

■ Die Leistungserfordernisse und

der Investitionsbedarf sind dage-

gen steigend.

■ Neue Schulden werden von Bür-

germeisterInnen und Bevölkerung

gleichermaßen abgelehnt.

■ Leistungskürzungen werden

mehrheitlich nicht akzeptiert, vor

allem nicht in den finanziell

gewichtigen Bereichen.

■ Die Mehrheit der Gemeinden ist

noch ohne Plan zur Reaktion auf

diese Entwicklungen.

■ Zusammenlegungen von Ge-

meinden sowie Privatisierungen

werden abgelehnt. Erweiterte

Kooperationen zwischen den

Gemeinden und mit privaten

Partnern werden jedoch als

Chance gesehen.

DIE KERNAUSSAGEN DER
UMFRAGE AUF EINEN BLICK
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MEINUNG

Das Schlimmste ist vorbei.“ Mit
dieser Botschaft eröffnete Veit
Sorger, Präsident der Indus-

triellenvereinigung, den zweiten Konfe-
renztag. Unter dem Titel „Industrieland
Österreich – Lehren für die Zukunft“
gab er einen Überblick über die aktuelle
Lage der Wirtschaft und einen Ausblick,
was künftig zu erwarten ist. 

Trotz Erleichterung über die langsa-
me Erholung der Konjunktur, die den
heimischen Betrieben zuletzt Zuwächse
bei den Exporten bescherte, warnte Sor-
ger vor übertriebenem Optimismus:
„Wir müssen uns darüber im Klaren
sein, dass der Aufschwung nicht selbst-
tragend ist. Er resultiert aus Bewegun-

gen der Lagerauffüllung und den Kon-
junkturbelebungsmaßnahmen der Re-
gierung. Sieht man sich zum Beispiel
den Schiffscontainer-Transportindex als
spezifischen Frühindikator an, zeichnet

sich seit Mai 2010 ein Einbruch um 40
Prozent ab. Das ist kein gutes Signal.“

Die Erholung aktiv gestalten

Darüber hinaus sei zu befürchten, dass
ein mögliches Platzen der Immobilien-
blase am chinesischen Markt die Industrie
belasten werde. Vor diesem Hintergrund
könne das Wirtschaftsniveau von vor der
Krise frühestens 2012 wieder erreicht
werden. Bis dahin gelte es, die Erholung
aktiv zu gestalten und die Stärke des
Industrielandes Österreich zu nutzen. 

„Als Industrieland und als kleine
offene Volkswirtschaft, die ihren Wohl-
stand zu fast 60 Prozent mit Exporten
erwirtschaftet, haben wir zwar beson-
ders unter der Krise gelitten, aber eines
ist auch deutlich geworden: Diejenigen
Unternehmen, die auf Exporte gesetzt
haben und sich nicht entmutigen ließen,
kommen auch am schnellsten wieder aus
der Krise heraus“, so Sorger.

Rasche Budgetkonsolidierung

Aktuell prognostizieren die Wirtschafts-
forschungsinstitute für 2010 ein reales
Wirtschaftswachstum von 1,2 bis 1,5 Pro-
zent. Davon stammen gut zwei Drittel aus
dem Beitrag von den Weltmärkten. Nur
ein Drittel geht auf den privaten Konsum
zurück. Sorger: „Damit ist klar, wo wir
den politischen Hebel für mehr Wachs-
tum ansetzen müssen: bei den Exporten
und einer raschen Budgetkonsolidierung.“ 

Letztere müsse in einer Form erfol-

Klare Forderungen

nach Reformen: 

Veit Sorger, 

Präsident der 

Industriellen-

vereinigung

„Wenn wir nicht jetzt den

Spielraum schaffen, um

die notwendigen Zukunfts-

investitionen in Aus- und

Weiterbildung, Forschung

& Entwicklung und Infra-

struktur tätigen zu können,

ist der Wohlstandsverlust

auf lange Sicht vorpro-

grammiert.“
Veit Sorger

Geborgtes
Wachstum Über die Zukunftschancen der

österreichischen Wirtschaft
referierte Industriellen-
Vertreter Veit Sorger und
mahnte die Politik zu einer
raschen Budgetkonsolidierung
und Verwaltungsreform.
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MEINUNG

... Arbeitszeitverkürzung

„Die Forderungen der Gewerkschaften und Arbeiterkammern dividie-

ren die Menschen auseinander, statt die Wettbewerbsfähigkeit zu

stärken. Wir arbeiten zu wenig, nicht lange genug und nicht flexibel

genug. Wenn Arbeit da ist, soll gearbeitet werden, wenn zu wenig

Arbeit da ist, sollen Stunden auf ein Zeitkonto vorgetragen werden.“ 

... Investitionen

„Um langfristigen Wohlstand zu gewährleisten und Arbeitsplätze zu

sichern, muss in Bildung, Forschung und Innovationen investiert wer-

den. Österreich hatte bislang einen sehr guten Platz durch Dotierun-

gen über dem europäischen Durchschnitt. In den letzten Jahren sind

wir bei der indirekten Forschungsförderung von Platz 10 auf Platz 22 abgerutscht. Bei

aller Budgetknappheit müssen wir danach trachten, dass wir unsere österreichischen

Talente nicht vernachlässigen und dass unsere Kreativität und Möglichkeiten zur

Eroberung von Nischenmärkten nicht an Dynamik verlieren.“

... Pensionsalter

„In Deutschland liegt das gesetzliche Pensionsantrittsalter bei 67 Jahren; eine sol-

che Maßnahme ist bei uns derzeit noch nicht notwendig. Wir können bei 65 bleiben

– wenn wir wenigstens dort endlich hin- und von der populistisch unterstützten

Förderung der Frühpensionierung wegkämen. Das Anheben des tatsächlichen Pen-

sionsantrittsalters um ein Jahr würde rund 1,2 Milliarden Euro bringen. Die Unter-

nehmer müssten diese Maßnahme mittragen, indem sie sich überlegen, wie ältere,

erfahrene Mitarbeiter länger beschäftigt werden können – mit entsprechendem

Respekt und gebührender Anerkennung.“ 

... Sparen in den Gemeinden

„Gemeinden kann man zu diesem Thema nicht aus der Pflicht lassen. Man kann auch

nicht immer vom geringen Grundsteueraufkommen reden, wenn gleichzeitig Gebüh-

ren für Müll und Wasser ständig steigen. Man wird um eine Verwaltungskooperation

über Gemeindegrenzen hinaus nicht herumkommen. Bisher haben die Gemeinden

aber oftmals auch die Zeche dafür gezahlt, dass der Reformwille von Bund und Län-

dern nicht entsprechend zum Ausdruck gekommen ist, wie beispielsweise im

Gesundheits- und Sozialbereich. Das ist auch in anderen Bereichen sichtbar. “

... Steuern

„Die Gruppenbesteuerung hat sich mittlerweile zu einem international anerkannten

Standortvorteil entwickelt. Jeder dritte Beschäftigte in Österreich arbeitet in einem

Betrieb, der von der Gruppenbesteuerung profitiert. Die aktuell vorliegenden Steu-

erpläne sind ein massives Belastungsprogramm, das den Standort schädigt.“ 

... Wirtschaftswachstum

„Reformmaßnahmen müssen so gesetzt werden, dass künftiges Wachstum richtig

erfolgt. Ein Zahlenbeispiel: 1 Million zusätzliche Förderungen für Forschung & Ent-

wicklung generiert 132 hochqualifizierte Jobs, 14 Millionen an zusätzlicher Produk-

tion sowie 3 Millionen an zusätzlichen Steuern.“ 

... Zukunft

„Es gibt ein Leben nach der Krise. Wir sehen veränderte Rahmenbedingungen mit

neuen Herausforderungen. Neue Trends haben besondere Auswirkungen auf kleine

Volkswirtschaften wie Österreich. Wir werden China als starke Wirtschaftsmacht

sowie eine weitere Verlagerung von West nach Ost erleben, wobei der Mut, im Osten

zu investieren, nachhaltig Dividende bringen wird. Rohstoffpreise werden steigen,

Exporte nach Westeuropa werden ab- und Exporte in OECD-Länder zunehmen.“ 

DAS SAGT VEIT SORGER ZUM THEMA ...

gen, die den Standort Österreich in sei-
ner Wettbewerbsfähigkeit nicht gefähr-
det. Gerade diesbezüglich werde aber in
Österreich „das Pferd in der öffentli-
chen Debatte von der falschen Seite auf-
gezäumt“. Täglich würde nur über die
Einführung neuer oder die Erhöhung
vorhandener Steuern geredet. Dabei sei
es dringend geboten, das Budget ausga-
benseitig zu sanieren. „Die notwendigen
strukturellen Reformen sind bekannt,
ausgearbeitete Konzepte liegen mehr als
genug in den Schubladen“, so Sorger. 

Als besonders vordringlich sieht Sor-
ger Reformen in der Verwaltung, im
Gesundheitswesen sowie im Bereich der
Pensionen: „Wenn wir nicht jetzt den
Spielraum schaffen, um die notwendigen
Zukunftsinvestitionen in Aus- und Wei-
terbildung, Forschung & Entwicklung
und Infrastruktur tätigen zu können, ist
der Wohlstandsverlust für unser Land
auf lange Sicht vorprogrammiert. Wir
können nicht dauerhaft auf Wachstum
setzen, das wir uns von künftigen Gene-
rationen borgen. Wir werden uns sehr
konzentrieren müssen, um unsere Aufga-
ben zu bewältigen. Mit Hilfe von Solida-
rität, sozialem Zusammenhalt, Kreativi-
tät und Mut sollte das gelingen.“ 

„Wir müssen den 

politischen Hebel für 

mehr Wachstum bei den

Exporten und einer

raschen Budgetkonsoli-

dierung ansetzen.“
Veit Sorger



Im Spannungsfeld 

zwischen Wohlfühlgemeinde

und Sparbudget
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WORKSHOPS

Immer mehr Aufgaben bei immer
weniger Geld: Auf diesen kurzen
Nenner lässt sich die aktuelle Situa-

tion der österreichischen Gemeinden
bringen. Mögliche Auswege aus dem
Dilemma wurden beim ersten Workshop
unter dem Titel „Kommunale Investitio-
nen – Finanzierungschancen bei knap-
pen Budgets“ erarbeitet. Dabei zeigte
sich Ingeborg Rinke, Bürgermeisterin der
Stadt Krems, überzeugt, dass „die He-
rausforderungen für die Kommunen alle

gleichlautend sind – egal, ob es sich um
große oder kleine Gemeinden handelt“.
Sie empfahl, dass die Gemeinden die
Wirtschaftskrise nützen sollten, um ihre
Budgets genau zu durchleuchten. 

Rinke sprach dabei aus eigener, posi-
tiver Erfahrung. „Wir haben eine Steue-

rungsgruppe für die Budgetplanung mit
Vertretern aller politischen Parteien und
der zuständigen Verwaltungseinheiten
gebildet. Damit wird sichergestellt, dass
Politiker und Beamte in regelmäßigen
Sitzungen miteinander reden“, so Rinke. 

Moderiert werden die Arbeitsgesprä-

Welche Finanzierungschancen bestehen in Zeiten knap-

per Budgets? Ist Energieautonomie nur eine Utopie? 

Wie lebt die Bürgergesellschaft in den Gemeinden? 

Sind Zusammenlegungen kleiner Kommunen wirklich

eine Alternative?

Zu diesen hochaktuellen Themen wurde am zweiten

Veranstaltungstag im Rahmen von vier Parallel-

workshops heftig diskutiert. Die Einleitung in 

die dreistündigen Arbeitsrunden übernahmen 

Gastredner mit Best-Practice-Beispielen und

Impulsreferaten. Die Moderation erfolgte durch

namhafte Redakteure österreichischer Medien. 

Die wichtigsten Inhalte und Ergebnisse sind 

nachstehend zusammengefasst.

Impulsreferate und Best-

Practice-Beispiele am

Podium (v. l. n. r.): Lukas

Stühlinger (Kommunal-

kredit), Erich Dallhammer

(ÖIR), Christian Kummert

(Kommunalkredit), Alois

Steinbichler (Generaldi-

rektor Kommunalkredit),

Ingeborg Rinke (Bürger-

meisterin von Krems)

Gemeinsam 
mehr erreichen Um gemeindeübergreifende 

Kooperationen und alternative 
Investitionsmöglichkeiten ging es im
Finanzierungsworkshop der Kommunal-
kredit unter der Leitung von Hellfried-
Hanns Semler, Wirtschaftsredakteur 
bei der „Kleinen Zeitung“ in Graz.  
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tungen mit der Möglichkeit zur
Erweiterung um ambulante Rehabili-
tation. Der Ortskern der Gemeinde
und die Kompetenzen der Ärzteschaft
in der Region werden gestärkt. 

■ Im Burgenland wird ein Pflegeheim
ausgebaut und erweitert, wobei der
Krankenhausdienstleister VAMED die
Entwicklung und den Betrieb des Pfle-
geheims für Land/KRAGES/Gemeinde
übernimmt. 

Neue Ideen für Gemeinden

Darüber hinaus präsentierte Stühlinger
einen Vorschlag zur Erneuerung der
Gemeindeschulen. Hier könnten Priva-
te und Gemeindeverbände im Rahmen
von Projekt-Einzelgesellschaften oder
einer „Schulen für die Zukunft GmbH“
zusammenarbeiten. Die Länder unter-
stützen koordinierend. Die Vorteile die-
ses Programms liegen auf der Hand:
■ Erzielung von Größenvorteilen durch

gebündelte Bau- und Sanierungsmaß-
nahmen

■ Kostenvorteile durch Bündelung von
Planung und Bau in einer Hand

■ Bau-, Planungs- und Erhaltungsrisken
werden den Gemeinden abgenommen

■ Gemeinden können Erneuerungsmaß-
nahmen rasch realisieren

■ Förderung der mittelständischen Bau-
industrie durch starke Einbindung in
das Programm

■ Gemeinden behalten den Einfluss auf
die Projekte über enge Zusammenar-
beit und Beteiligung  

Dass eine gemeindeübergreifende
Zusammenarbeit zielführend sein kann,
führte auch Sonja Ottenbacher, Bürger-
meisterin der Salzburger Gemeinde
Stuhlfelden, eindrücklich vor Augen. Ihre
Gemeinde nimmt am intrakommunalen
Finanzausgleich von neun Kommunen im
Pinzgau teil. „Unser Fokus liegt darauf,

WORKSHOPS
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Steigende Nettoausgaben belasten die Gemeinden

0

6.000

5.000

4.000

3.000

2.000

1.000

1.610

1.246
1.412

2.016

Haushaltsgebarung der Gemeinden (ohne Wien) nach Voranschlagsgruppen/-abschnitten 2008 (in € Mio.)

Nettoausgaben

Gesamtausgaben

Investitionen

Ve
rt

re
tu

ngsk
örp

er/

allg
. V

erw
altu

ng

U
nte

rr
., 

Erz
ie

hung, S
port

Sozi
ale

 W
ohlfa

hrt

Gesu
ndheit

D
ie

nst
le

is
tu

ngen

W
irt

sc
haf

ts
fö

rd
er

ung

Kunst
, K

ultu
r 

und K
ultu

s

Str
aßen- 

und 

W
ass

erb
au, V

erk
ehr

Öffe
ntli

ch
e 

Ord
nung 

und S
ic

her
hei

t

55
286

17 6

522

999

63 103 27

427
262

610
359

577589

996

1.440
1.632

2.410

5.300

877

357
229229

che durch einen externen Berater, der
auch darauf achtet, dass die vorab verein-
barten Grundsätze der Zusammenarbeit
– etwa Verschwiegenheit außerhalb der
Steuerungsgruppe, Umsetzung der
gemeinsam getroffenen Entscheidungen
in den nachgeordneten Gremien sowie
eine gezielte Erfolgskontrolle – einge-
halten werden. Rinke: „Die Einbindung
eines externen Beraters ist uns beson-
ders wichtig, denn als Unabhängiger
kann er auch heikle Themen mit der not-
wendigen Sachlichkeit ansprechen.“ 

Nach Ansicht von Erich Dallhammer,
Geschäftsführer des Österreichischen
Instituts für Raumplanung (ÖIR), sollten
sich Gemeinden bei der Budgetplanung
auch unbedingt die Frage stellen, wie sich
die Bevölkerungsstruktur in Zukunft ent-
wickeln wird. Besonders beachtet werden
sollte die Zu- und Abwanderungsbereit-
schaft der jüngeren Bevölkerungsgrup-
pen. Dallhammer: „Als Gemeinde muss
man für die 20- bis 40-Jährigen attraktiv
sein, denn nur sie sind wanderungswillig.
Erfolgreich werden jene Gemeinden sein,
die es schaffen, diese jüngeren Erwachse-
nen durch entsprechende Versorgungs-
und Infrastrukturmaßnahmen zu halten
bzw. zu gewinnen.“ 

Kooperieren beim Investieren

Die Effizienz solcher Infrastrukturmaß-
nahmen wird in vielen Fällen durch eine
kritische Größe bestimmt. Damit kleine
Gemeinden nicht ins Hintertreffen gera-

ten, riet Christian Kummert, Abteilungs-
direktor Vertrieb der Kommunalkredit
Austria, bei der Durchführung von Infra-
strukturinvestitionen zu kooperieren
bzw. Partner aus der Privatwirtschaft ein-
zubeziehen. Wie eine solche Zusammen-
arbeit konkret aussehen kann, erklärte
Lukas Stühlinger, Leiter Infrastruktur-
Beratung der Kommunalkredit Austria,
anhand einiger in Vorbereitung bzw. in
Durchführung befindlicher Projekte:
■ In der Steiermark plant ein regionaler

Leitbetrieb den Schienenanschluss
inklusive Umschlag- und Lagerplatz
zum Gütertransport. Die Standortge-
meinde sowie fünf angrenzende
Gemeinden nützen das Projektvorha-
ben, um ein Gewerbegebiet mit über-
regionaler Bedeutung zu erschließen.
Die Investition über 10 Millionen Euro
erfolgt durch den privaten Unterneh-
mer, während sämtliche umliegenden
Betriebe von der Logistiklösung profi-
tieren und ein wichtiger Impuls für
Betriebsansiedlungen ausgelöst wird.

■ In Tirol wird ein neues Gesundheits-
und Sozialzentrum zur Versorgung
der Region errichtet. Es kommt dabei
zu einer Bündelung von Ärztezen-
trum und regionalen sozialen Einrich-

Intensiver Gedankenaustausch zum Thema „Finanzierungschancen bei knappen Budgets“
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die Arbeitsplätze in der Region zu halten.
So können wir uns gegenseitig, aber auch
gegenüber dem Land stärken“, zeigte sich
Ottenbacher überzeugt. „Außerdem fällt
die Erpressbarkeit, dieses gegenseitige
Ausspielen und Taktieren weg.“

Finanzierungspartner 

Kommunalkredit

Hilfe bei der konkreten Umsetzung von
Finanzierungen leistet die Kommunal-
kredit Austria. Generaldirektor Alois
Steinbichler präsentierte dazu innovative
Modelle; projektorientierte Lösungsan-
sätze erlauben die direkte Zurechnung
von Errichtungsaufwand, Betriebsauf-
wand und Projektnutzen und die Verla-
gerung von allgemeinem Budgetaufwand
in projektbezogene Strukturen. 

Darüber hinaus regte Steinbichler die
Erstellung einheitlicher Richtlinien für die
Darstellung von Gemeindeabrechnungsab-
schlüssen an. Derzeit bestehen hier Unter-
schiede zwischen den Bundesländern, ins-
besondere bei Verbindlichkeiten von aus-
gelagerten Einheiten, Haftungen sowie
Dauerbelastungen. Steinbichler: „Für die
budgetäre Transparenz wäre es sinnvoll,
einheitliche Parameter zu schaffen.“

Zudem meinte Steinbichler, dass
beim Budgetmanagement jedenfalls
nicht alleine ein radikales Sparen bei
Investitionen sinnvoll sei. „Das wäre die
einfachste Variante, aber nicht unbe-
dingt der richtige Zugang“, so Stein-
bichler, „da damit auch sehr oft Ertrags-
quellen wegfallen und Multiplikatoref-
fekte wie Arbeitsplätze, Abwanderungs-
gefahr und der Verlust an Ertragsteilen
außer Acht bleiben“. Seiner Ansicht
nach bringen derartige Maßnahmen
keine oder nur eine geringe Entlastung
des Haushaltsbudgets. Projektansätze
und Privatbeteiligungen seien hingegen
bei Investitionen ein hilfreicher Ansatz.
Selbstfinanzierungspotenziale wie etwa
Energieeinsparungen bei Beleuchtungs-
investitionen dürfen nicht unberück-
sichtigt bleiben. „Und schließlich gilt
es, die derzeitigen Chancen aus der
Absicherung des niedrigen Zinsniveaus
zu nutzen“, so Steinbichler. 

Es klingt schick und jeder ist
dafür.“ So könnte man die Ein-
stellung der öffentlichen Mei-

nung zum Thema Energieautonomie
zusammenfassen. Nur – reicht eine
„coole“ Bezeichnung, um energiepoli-
tisch auf eigenen Beinen zu stehen? Was
steckt hinter dem Bedürfnis, eine ener-
gieautonome Gemeinde zu werden?

„Es geht um die Idee von Unabhän-
gigkeit und Sicherheit“, war im zweiten
Workshop unter dem Titel „Energieauto-
nome Gemeinden – Realitäts-Check für
eine Utopie?“ zu hören. Darüber hinaus
würden natürlich auch wirtschaftliche
und ökologische Aspekte eine wichtige
Rolle spielen. Günter Liebel, Sektions-
chef im Lebensministerium, machte
deutlich, dass es insbesondere um die
Reduktion der Abhängigkeit von fossilen
Energieträgern, die Schaffung von
„Green Jobs“ und eine gemeindeüber-
greifende Energieraumplanung gehe.  

Beim Versuch, den Begriff „energie-
autonome Gemeinde“ zu definieren,
waren sich die Workshopteilnehmer
einig, dass diese Bezeichnung nur dann
zutreffe, wenn erneuerbare Energien
und Ressourcen der Region zum Einsatz
kommen. „Außerdem braucht es ein kla-
res Ziel auf Basis einer Ist-Analyse, den
Mut, neue Wege zu beschreiten, den
Blick über die Gemeindegrenzen hin-
weg sowie Bewusstseinsbildung und
Einbindung der BürgerInnen“, so Ale-
xandra Amerstorfer, Geschäftsführerin
der Kommunalkredit Public Consulting.

Amerstorfer zeigte eine Reihe von
Angeboten auf, die Gemeinden auf dem

Weg zur Energieautonomie unterstützen.
Dazu zählen etwa eine umfassende Bera-
tung im Rahmen der klima:aktiv-Initiati-
ve und zahlreicher Regionalprogramme,
attraktive Investitionsförderungen sowie
Hilfestellung beim Aufbau von Klima-
und Energiemodellregionen.

Dass sich Energieautonomie lohnt,
illustrierte Martin Bruckner, Bürgermeister
von Großschönau, anhand konkreter Bei-
spiele: In seiner Gemeinde gebe es u. a.
neben einer Solar-Einkaufsgemeinschaft
und einer Fotovoltaikanlage für die
Abwasserreinigung eine Passivhaussied-
lung, in der Interessierte probewohnen
können (www.probewohnen.at). Darüber
hinaus riet Bruckner allen Gemeindepoli-
tikern, im Vorfeld von Energiemaßnahmen
einen überzeugenden Fahnenträger für ihr
Projekt zu etablieren: „Das ist wichtig,
wenn Sie mit Ihrer Idee Erfolg haben und
wiedergewählt werden wollen.“

Energieautonomie ist keine Utopie, aber eine Zukunftsvision: v. l. n. r. Alexandra Amerstorfer

(Kommunalkredit Public Consulting), Martin Bruckner (Bürgermeister Großschönau), Manfred 

Perterer (Moderation), Günter Liebel (BMLFUW)

Heikles Thema 
Energieautonomie: Es

diskutierten Alexandra
Amerstorfer, Förder-

spezialistin bei der
Kommunalkredit

Public Consulting,
Günter Liebel, 

Sektionschef im
Lebensministerium,
und Bürgermeister

Martin Bruckner
unter der Moderation
von Manfred Perterer,

„Salzburger 
Nachrichten“.  

Realitäts-Check 
für eine Utopie?
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Wie ist das Leben in den Ge-
meinden? Wie sieht es mit
Eigeninitiative und Freiwil-

ligenarbeit aus? Geht es der Bevölkerung
in großen Gemeinden anders als in klei-
nen? Wo fühlt sie sich wohler?

Im Mittelpunkt des Workshops
„Freiwilligenarbeit – Wie lebt die Bürger-
gesellschaft in den Gemeinden?“ standen
die Menschen – insbesondere Kinder und
Jugendliche sowie BürgerInnen ab 60
Jahren. Erwin Mohr, Vizepräsident des
Vorarlberger Gemeindeverbandes und
Altbürgermeister von Wolfurt, präsen-
tierte dazu ein aktuelles Vorzeigeprojekt:
die Wolfurter Seniorenbörse. Sie hat
mittlerweile mehr als 300 Mitglieder und
ist weiter im Wachsen begriffen. „Wir
haben diese Zielgruppe als Chance gese-
hen und uns ihrer Probleme angenom-
men“, erklärte Mohr. 

Generationenübergreifende 

Projekte

So engagieren sich nun „Jungsenioren“
im Alter zwischen 60 und 80 freiwillig
bei der Organisation von Festen und
Wochenmärkten, in der Krankenpflege,
bei der Verwaltung des Pfarrheims und
beteiligen sich an generationenüber-
greifenden Projekten im schulischen
Bereich. Dazu zählen Schülerlotsen-
Dienste, Skikurse oder auch Leseunter-
richt für Kinder mit Migrationshinter-
grund. Im Gegenzug erhalten die Senio-
ren EDV-Unterricht von den „Jungen“.
Mohr: „Die Kinder zeigen keine Hem-
mungen, mit alten Menschen zu arbei-
ten. Im Gegenteil – es macht ihnen gro-
ßen Spaß.“

sollte: „Das Sozialkapital steht in kei-
nem Budget, entscheidet aber über die
Lebensqualität einer Gemeinde.“

Ein weiteres Beispiel für erfolgreiche
Freiwilligenarbeit präsentierte die Ge-
meinde Bad Aussee. Es wurde aufge-
zeigt, wie die jungen und älteren Gene-
rationen einander im Rahmen des frei-
willigen Besuchsdiensts im örtlichen
Pflegeheim unterstützen können. Die
Bad Ausseer sehen diese Initiative insbe-
sondere als Chance für Kinder, die sich
zu keiner Gemeinschaft zugehörig füh-
len und deshalb auch in der Schule als
Außenseiter wahrgenommen werden.
Im Kontakt mit den älteren Menschen
können sich diese Kinder ganz anders
präsentieren und entwickeln. 

Als grundsätzliches Problem der Frei-
willigenarbeit orteten die Workshopteil-
nehmer die zunehmende Verrechtlichung
im Freiwilligenbereich. Sie würde die
Gemeinden daran hindern bzw. dabei ein-
schränken, das enorme Potenzial an frei-
willigen Leistungen zu heben und auszu-
schöpfen. „Hier stehen Richtlinien dem
gesunden Menschenverstand entgegen“,
wie ein Teilnehmer zusammenfasste.

So führe Freiwilligenarbeit zu echter
Teilhabe und Einbeziehung der Bürger
und damit zu gelebter Nachhaltigkeit,
zeigte sich auch Peter Schawerda, Konsu-
lent bei der Europäischen ARGE für
Landentwicklung und Dorferneuerung,
überzeugt. Seiner Ansicht nach sind klei-
nere Gemeinden bei der Organisation
von Freiwilligenarbeit im Vorteil: „Sie
haben zwar eine geringere Finanzkraft,
sind aber überschaubarer. Es kommt
leichter zur Gemeinschaftsbildung.“ 

Das Sozialkapital entscheidet

Tourismusgemeinden empfahl Schawer-
da, darauf zu achten, dass es nicht zu
einer Verkommerzialisierung aller
Lebensbereiche komme. „Der Mensch
lebt nicht vom Brot allein. Es gibt noch
andere, wichtige Faktoren, die erfüllt
sein müssen, damit die Bevölkerung gern
in ihrer Gemeinde lebt.“ Der Wohlfurter
Altbürgermeister Mohr fasste diese Fak-
toren unter dem Begriff „Sozialkapital“
zusammen, das vor herkömmlichen
wirtschaftlichen Messgrößen wie dem
Bruttoinlandsprodukt Vorrang haben

WORKSHOPS

Einigkeit im Publikum: Die zunehmende Verrechtlichung der Freiwilligenarbeit wird zum Problem

Um freiwillige Leistungen und Beteiligung der Be-
völkerung ging es in der von Nicholas Bukovec vom
„Kurier“ moderierten Arbeitsrunde mit Altbürger-
meister Erwin Mohr und Konsulent Peter Schawerda.  
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Motive für freiwilliges Engagement in den Gemeinden 

voll und ganz             eher schon            eher nicht            überhaupt nicht

macht Spaß

anderen helfen

Menschen treffen/Freunde gewinnen

eigene Fähigkeiten/Kenntnisse einbringen

Möglichkeit, Erfahrungen zu teilen

nützlich für das Gemeinwohl

die Möglichkeit dazuzulernen

hilft, aktiv zu bleiben

erweitert die Lebenserfahrung

damit mir geholfen wird, wenn ich Hilfe benötige

für eine wichtige Sache engagieren

bringt gesellschaftliche Anerkennung

hilft für den eigenen Beruf

hilft, einen bezahlten Job zu finden

0 % 25 % 50 % 75 % 100 %

64 29 5 2

58 35 5 2

49 34 10 7

41 40 11 8

40 38 14 7

34 44 14 8

43 33 14 10

38 38 16 8

38 29 16 17

31 33 20 16

21 32 25 22

9 13 23 55

3 5 15 77

43 35 13 9
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Zum Thema Gemeinde-
fusionen diskutierten
mit ihren Workshop-

teilnehmerInnen
Bürgermeisterin Barbara

Schwarz und Bürger-
meister Klaus Mezgolits

unter der Leitung 
von Liselotte Palme,

freie Journalistin.  

Lassen sich durch eine Erhöhung
der Einwohnerzahl Effizienz-
steigerungen erzielen oder

nicht? Diese Frage stand am Beginn des
vierten Workshops zum Thema „Iden-
tität versus Effizienz – Zusammenle-
gung von Gemeinden als Alternative?“ 

Die Mehrzahl der Workshopteilneh-
mer war der Auffassung, dass Effizienz
nicht eine Frage der Größenordnung
von Gemeinden sei, sondern dass es auf
andere Faktoren ankomme. Klaus Mez-
golits, Bürgermeister der burgenländi-
schen Gemeinde Steinbrunn, führte ins
Treffen, dass die Effizienz stark von der
Attraktivität einer Gemeinde für
Betriebsansiedlungen abhänge. Große
Unternehmen würden Arbeitsplätze
und Wertschöpfung in der Region schaf-
fen, die den Gemeinden zugute komme. 

In einem zweiten Punkt waren sich
die Diskutanten ebenfalls einig: Effizienz
und Identität seien keine Gegensätze und
müssten einander nicht ausschließen.
Wenngleich in der Soziologie die Mei-
nung vorherrscht, dass Konzentrationen
der Identitätsstiftung abträglich sind,
zeigt sich in der Praxis der Gemeinden,
dass freiwillige Kooperationen und die
Bündelung bestimmter Aktivitäten über

Gemeinden zu größeren Einheiten
zusammenzulegen. Solche Fusionen wür-
den zu urbanisierten Zentralregionen füh-
ren, die den ländlichen Raum infrastruk-
turell vernachlässigen und entvölkern. 

Österreich ist nicht Dänemark

Dass unter bestimmten Voraussetzungen
die Größe von Gemeinden doch ein Effi-
zienzkriterium sein kann, führten Work-
shopteilnehmer aus Dänemark vor Augen:
Unter der Prämisse „Größere Gemeinden
sind effizienter“ wurde in dem skandina-
vischen EU-Land im Jahr 2007 die Zahl
der Gemeinden von über 200 auf 98 redu-
ziert, ohne dabei den wichtigen Aspekt
der Identifikation der Bürger mit ihren
Gemeinden außer Acht zu lassen.

Aus dänischer Sicht war die Fusion
erfolgreich, aus österreichischer Sicht
wurde sie im Rahmen der Workshopde-
batte in Frage gestellt. „Da werden
Äpfel mit Birnen verglichen“, lautete ein
Einwand aus dem Publikum. „Öster-
reich hat traditionell eine der höchsten
Zahlen an kleinen Gemeinden in Europa
und ist verwaltungsstrukturell ganz
anders aufgestellt als Dänemark.“ Dort
gibt es zum Beispiel keine Bundesländer,
die hingegen in Österreich eine verwal-
tungstechnisch und lokalpolitisch nicht
unerhebliche Rolle spielen.

Gemeindegrenzen hinaus sehr wohl zu
einer Erhöhung der Effizienz führen
können, ohne dem Identitätsgefühl in
den einzelnen Gemeinden zu schaden. 

Zwangsfusionen als ultima ratio

Zwangsweise verordnete Zusammenle-
gungen von Kommunen erachtet Bür-
germeister Mezgolits allerdings als „ulti-
ma ratio“ – also als Lösung, wenn „sonst
nichts mehr geht“ – und nannte als Bei-
spiel den Burgenländischen Müllver-
band. Dieser sei ursprünglich nicht frei-
willig entstanden, funktioniere heute
jedoch hervorragend.  

Differenzierter sah diese Frage Barba-
ra Schwarz, Bürgermeisterin der nieder-
österreichischen Gemeinde Dürnstein.
„Gut überlegte Kooperationen in be-
stimmten Segmenten und auf freiwilliger
Basis sind sinnvoll und wichtig“, so
Schwarz. Es dürfe aber nicht übersehen
werden, dass die Bürgermeister jeder ein-
zelnen Gemeinde vorrangige Ansprech-
partner für die Bevölkerung seien.
Schwarz: „Welcher Bürger trifft einen Lan-
des- oder Bundespolitiker? Das Vertrauen
wird dem lokalen Bürgermeister entgegen-
gebracht. Auf den kann man sich verlassen
und dem hört man am ehesten zu.“ 

Zudem wurde unter dem Blickwinkel
der Raumordnung davor gewarnt, kleine

Keine Einwände

gegen Gemeinde-

kooperationen auf

freiwilliger Basis 

WORKSHOPS

Pro und contra Gemeinde-

zusammenlegung: v. l. n. r.

Klaus Mezgolits (Bürger-

meister Steinbrunn), Lise-

lotte Palme (Moderation),

Barbara Schwarz (Bürger-

meisterin Dürnstein)

Effizienz und Identität 
sind kein Gegensatz
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Unbeirrbar, ziel-
strebig und mit 
deutlichen Ansagen
präsentierte sich
Gastredner Magnus 
Staehler am letzten
Konferenztag 
dem Publikum. 
Er sprach zum 
Thema „Kommunale 
Selbstverwaltung“.

Es gibt kein Patentrezept für die
erfolgreiche Haushaltskonsoli-
dierung, aber es lassen sich kon-

krete Parameter setzen, um aus roten
Zahlen zumindest eine schwarze Null
zu machen und in der Folge einen Haus-
haltsüberschuss zu generieren.“ 

Mit diesen Worten lässt sich zusam-
menfassen, was Magnus Staehler, ehe-
maliger Bürgermeister der deutschen
Stadt Langenfeld in Nordrhein-Westfa-

len sowie Berater und Autor, in seinem
viel beachteten Referat vortrug. Als
wichtigste Parameter nannte Staehler
Klarheit, Kreativität und Konsequenz
und definierte sie wie folgt:
■ Klarheit bedeutet, Leistungstranspa-

renz innerhalb der eigenen Kommune
aufzuzeigen und mit Kostentranspa-
renz zu untermauern. Die Ergebnis-
situation muss dabei ebenso deutlich
gemacht werden wie die Organisati-
onsperformance. „Das wird in der Pra-
xis leider nicht im ausreichenden Maße
getan“, so Staehler. Häufig herrsche
keine Klarheit über die Wertschöp-
fungskette in den Gemeinden, es
komme zu Doppel- und Dreifachtätig-
keiten aufgrund fehlender Schnittstel-
lendefinitionen. Staehler: „Das führt zu
organisierter Unverantwortlichkeit.“
Statt dessen müsse eine Kultur des
Kostenbewusstseins im Rahmen einer
vernünftigen Sparkultur aufgebaut
werden und das System der Kameralis-
tik durch Bilanzierung unter Einschluss
aller Beteiligungsunternehmen ersetzt
werden. Staehler: „Es braucht eine
schonungslose, auf Fakten basierende
Analyse und keine Nebelkerzen, die
abgefeuert werden, um ja nicht zum
Kern vordringen zu müssen.“

■ Kreativität und öffentlicher Dienst
schließen einander nicht aus: „Es gibt
bestens ausgebildete Mitarbeiter in der
kommunalen Verwaltung, die etwas
bewegen können und wollen. Man
muss sie nur lassen, indem man sie aus
den engen, unflexiblen Organisations-
strukturen befreit.“ Sie sollten die
Möglichkeit haben zu überlegen, auf
welche Aufgaben verzichtet werden
kann, welche ausgelagert werden soll-

ten und welche besser in Gemeindeko-
operationen erledigt werden. Durch
diese Vorgehensweise könnten wesent-
liche Hebel für die Entschuldung der
Gemeindehaushalte identifiziert, nach
Prioritäten gereiht und zu einem
Masterplan zusammengefügt werden.
Staehler: „Ein Masterplan erlaubt ein
langfristiges Nach-vorne-Denken und
führt kurzatmige Tagespolitik auf das
notwendige Maß zurück.“

„Ein Masterplan erlaubt

ein langfristiges Nach-

vorne-Denken und führt

kurzatmige Tagespolitik

auf das notwendige Maß

zurück.“ Magnus Staehler

MEINUNG

Die Kraft der 
Kommunen ans

Sonnenlicht 
lassen

Klare Worte und höchst pointierte Aussagen: 

Kommunalberater Magnus Staehler
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■ Konsequenz ist das Um und Auf bei
einer erfolgreichen Budgetkonsolidie-
rung. Viele Gemeinden scheitern bei
diesem Punkt, weil sie nicht den nöti-
gen Mut aufbringen, Lösungen auch
einmal gegen den Mainstream und Par-
tikularinteressen durchzusetzen. Sie
tappen in die Harmoniefalle. „Man
kann nicht immer Everybody’s Dar-
ling sein“, so Staehler, „damit macht
man sich nur zu Everybody’s Depp.“
Zu einer konsequenten Umsetzung von

Maßnahmen gehöre seiner Meinung
nach eine konsequente, ehrliche Kom-
munikation mit der Öffentlichkeit und
den eigenen MitarbeiterInnen. „Mitar-
beiter sind die besten Botschafter, um
glaubhaft nach außen zu kommunizie-
ren und Veränderungsprozesse sicht-
bar zu machen“, erklärte Staehler. 

„Wer die Musik bestellt, 

muss zahlen“

Dass der Staat immer versuchen würde,
kontrollierend in die Arbeit der Gemein-
den einzugreifen, dürfe die Gemeinden
nicht abschrecken. Staehler: „Das ist
doch ganz natürlich, dass der Staat seine
Macht über Eingriffe und strenge Hie-
rarchien demonstriert.“ Äußerst hinder-
lich dabei sei allerdings, dass der Staat
damit ständig das Konnexitätsprinzip
verletze. Staehler: „Wer die Musik
bestellt, muss sie auch zahlen. Sonst ist
das keine Partnerschaft. Die Gemeinden
landen in der Vergeblichkeitsfalle und
fragen sich, was sie denn als kleine Stadt
überhaupt noch tun können.“

In so manchen Bereichen müssten
sich die Kommunen freilich selbst an
der Nase nehmen, gab sich Staehler
überzeugt. Es würden zu viele „Nice to
have“-Projekte umgesetzt – etwa das 27.
Schwimmbad oder die 17. Sporthalle in
der Region errichtet. Staehler: „Hier
wird man sehr kritisch fragen müssen,

wie mit dem Geld für solche Aufgaben
in Zukunft umgegangen wird.“ 

Ein überaus wichtiger Aspekt sei
außerdem die europäische Karte. Staeh-
ler: „Europa greift bis auf den Schreib-
tisch des Bürgermeisters durch. Das
muss unbedingt mitkalkuliert werden.“

„Handeln statt jammern“

Wie soll nun diese Vielfalt an Verbesse-
rungsvorschlägen unter einen Hut

gebracht werden? Staehler fasste sie
unter dem Motto „Handeln statt jam-
mern“ zusammen. Dabei solle ein Schul-
terschluss der Kommunen erfolgen, der
über die politische Farbenlehre hinaus-
geht. Staehler: „Der Schulterschluss
erfolgt zwischen den Bürgern und den
lokalen Unternehmen. Die politischen
Parteien dürfen sich einbringen.“ 

Landes- und Bundespolitikern
empfahl Staehler, regelmäßig einen
Arbeitsaufenthalt in den Gemeinden
zu absolvieren – und zwar ohne media-
le Begleitung. „Das erzeugt eine völlig

andere Sensibilität und ein viel größe-
res Verständnis für das, was in den
Gemeinden tagtäglich geleistet wird“,
wusste Staehler aus eigener Erfahrung
zu berichten. 

Nicht außer Acht gelassen werden
dürfe eine Reform der Gebietskörper-
schaften. Auf Dauer sei es nicht möglich,
kleinteilige Strukturen aufrecht zu erhal-
ten. Weiters sollten, so Staehler, die Kraft-
potenziale der Gemeinde-MitarbeiterIn-
nen für die Gestaltung der Zukunft aktiv
genützt werden. Das würde auch helfen,
sich endlich von der Vollkaskomentalität
zu verabschieden. Staehler: „Die Men-
schen sind für sich und ihre Zukunft mit-
verantwortlich. Der Staat kann das riesige
Leistungspaket, das von ihm gefordert
wird, nicht mehr stemmen.“

Schließlich solle den Kommunen die
Freiheit gegeben werden, Neues auszu-
probieren und in Kauf zu nehmen, dass
auch Fehler passieren, aus denen die
Gemeinden lernen. Staehler: „Die Chan-
ce, dass sich dadurch etwas verändert
und die Situation auf Dauer besser wird,
ist hoch. Haben wir doch den Mut, mit
Konsequenz und klaren Ansagen Politik
zu machen, und verabschieden wir uns
von der Angst vor Veränderungen. Nur
so kann die Kraft der Kommunen ans
Sonnenlicht gelangen!“ 

„Haben wir den Mut, mit Konsequenz und klaren Ansagen 

Politik zu machen, und verabschieden wir uns von der Angst 

vor Veränderungen!“ Magnus Staehler

MEINUNG

Magnus Staehler war von 1994 bis 2009 Bürgermeister der nordrhein-westfälischen Stadt 

Langenfeld. Während dieser Zeit gelang es ihm mit seinem Team, aus einem 40-Millionen-

Euro-Defizit eine Rücklage von 30 Millionen Euro zu generieren, ohne den Verkauf von 

Tafelsilber zu veranlassen oder eine Privatisierungswelle auszulösen. Sein Erfolgsrezept 

war ein ganzheitlicher Ansatz, bestehend aus folgenden Elementen (Auszug):

■ Wirtschaftsförderung mit gezieltem Branchenmix 

■ Langfristige Stadtentwicklung

■ Strikte Einhaltung der Grundsätze einer ordentlichen Haushaltsführung

■ Vorrang für Wachstum, um Einnahmen zu stärken

■ Effiziente Fiskalpolitik mit sinnvollem Personaleinsatz, flachen Hierarchien, Pflege der Vermö-

genswerte durch adäquates Gebäudemanagement und genaue Kostenrechnung und Budgetierung

■ Konsequente Durchführung des Grundsatzes „Nettoneuverschuldung = 0“ durch strikte Ausga-

bendisziplin und Rückzug auf das Kerngeschäft der Verwaltung 

■ Schaffung einer „Bürgerdividende“ durch Einführung eines Steuersenkungspakets, Gebühren-

stabilität und Einrichtung eines Gesellschaftsfonds

■ Durchführung einer Bildungsoffensive in den städtischen Schulen

■ Jederzeitige klare, transparente Kommunikation

„ALLES HÄNGT MIT ALLEM ZUSAMMEN“
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DEBATTE

Im Anschluss an Magnus Staehlers Impulsreferat
zum Thema „Kommunale Selbstverwaltung“ 
und als Abschluss der fünften Kommunalen
Sommergespräche diskutierten Innenministerin
Maria Fekter, SPÖ-Nationalratsabgeordneter
Kurt Gassner und Gemeindebundpräsident 
Helmut Mödlhammer über Aufgabenreform,
Gemeindezusammenlegung, Gratisleistungen 
und politische Ehrlichkeit. 
Im Folgenden eine Zusammenfassung.

... zum Thema Aufgabenreform ...

„Wir brauchen dringend eine Aufga-

benreform. Es muss fair und sach-

lich darüber diskutiert werden, wel-

che Leistungen die öffentliche Hand

zu übernehmen hat, was die Aufga-

ben des Staates, der Länder und

der Kommunen sein sollen und wie

man die Aufgabenabwicklung

anders organisieren kann. Diese

Debatte ist bisher nur einseitig

unter dem Gesichtspunkt der Privatisierungen geführt worden.

Wahrscheinlich geht es uns noch zu gut, um über Formen von

Zusammenlegungen ernsthaft nachzudenken.“ 

Maria Fekter

„Wir diskutieren schon so lange über Reformen. Die Menschen

können das nicht mehr hören. Sie haben den Glauben daran

verloren. Vor fünf Jahren – bei der Einführung der Kommuna-

len Sommergespräche – habe ich bereits von der Kinderbetreu-

ung geredet. Was ist heute? Drei Ministerien und neun Landes-

regierungen betreiben enormen Aufwand, um Neuerungen zu

beschließen. Zu organisieren und zu bezahlen haben das aber

die Gemeinden. Warum haben Bund und Länder nicht den Mut

zu sagen: ‚Geben wir das Geld den Gemeinden?’ Wir könnten

die weltbeste Kinderbetreuung sicherstellen und wirtschaftlich

vernünftig organisieren. Im Gegenzug sollte man uns abneh-

men, was wir nicht können, nämlich das Gesundheitswesen.“

Helmut Mödlhammer

„Ich halte es für richtig, dass jene Einheit die Aufgaben durch-

führt, die es am besten kann. Dass das verwaltungstechnisch

nicht der Fall ist, hat mit der Historie zu tun. Die Kelsen-Verfas-

sung hat es seinerzeit so geregelt, dass das Wichtige beim Bund

angesiedelt wurde und das – aus damaliger Sicht – weniger

Wichtige bei den Gemeinden. Dazu zählte zum Beispiel der

gesamte Sozialbereich. Der hat mittlerweile einen ganz anderen

Stellenwert bekommen. Die Strukturen in den Finanzierungs-

strömen sind aber gleich geblieben und bilden diese Verschie-

bung der Aufgabenbedeutung nicht ab. Im Hinblick auf Pflege &

Soziales, Schule und Kinderbetreuung kann man sich sehr wohl

überlegen, ob hier nicht auch eine Schwerpunktverschiebung

innerhalb der Gebietskörperschaften stattfinden sollte.“

Maria Fekter

... zum Thema Effizienz von Gemeinden ...

„Es ist klar, dass Gemeinden besser wirtschaften. Der Bürger

ist die beste Kontrolle. Bei uns fließen nicht 50 oder 60 Prozent

des Budgets in die reine Verwaltung, sondern höchstens 15

Prozent. Da könnte sich der Bund einiges abschauen.“

Helmut Mödlhammer

... zum Thema Gemeinde-

zusammenlegungen ...

„Ich frage mich, warum gerade

jetzt das Thema Gemeindezu-

sammenlegungen diskutiert

wird. Damit werden wir die

Gemeindebudgets nicht sanieren

können. Mir ist keine Rechnung

bekannt, die darüber Auskunft

geben würde, was Gemeindefu-

sionen tatsächlich bringen.“

Kurt Gassner
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... zum Thema Kameralistik versus Bilanzierung ...

„Die Kameralistik motiviert zum Geldverschwenden. Auf Bun-

desebene haben wir bereits eine Haushaltsreform durchgeführt

und betriebswirtschaftliches Denken eingeführt. Die Ministe-

rien müssen sich selbst überlegen, wie sie mit dem Kuchen,

der ihnen zur Verfügung steht, auskommen. Sie können ihn

selbst verteilen, Sparpotenziale lukrieren und Rücklagen bil-

den. Das ist beim kameralistischen System nicht möglich. Dort

wird, damit der Finanzminister mögliche Überschüsse nicht

absaugt, das Geld noch schnell vor Jahresende ausgegeben.

Ich wünsche mir dringend, dass sich die Kommunen so rasch

wie möglich der Haushaltsreform anschließen.“

Maria Fekter

„Eine Umstellung von der Kameralistik auf die Bilanzierung im

Rahmen einer doppelten Buchhaltung mag nach deutschem

System möglich sein. In Österreich geht das nicht.“

Kurt Gassner

... zum Thema Finanzausgleich ...

„Es wird so getan, als wäre das ein Gnadenakt des Bundes oder

der Länder in Richtung Kommunen. Das Geld kommt von den

Bürgern und den Unternehmen. Mit ihnen müssen wir in Dialog

treten und diskutieren, wofür wir Geld ausgeben und wie wir es

verwenden wollen.“

Magnus Staehler

„Bund und Länder gehen tatsächlich noch davon aus, dass sie

den Gemeinden Mittel gnädig zur Verfügung stellen. Warum

bekommen die Gemeinden nicht einfach das Geld, das sie brau-

chen? Es kann doch nicht sein, dass die Bürgermeister ständig

auf Knien betteln müssen, um die Lebensqualität in ihren

Gemeinden aufrechterhalten zu können.“

Kurt Gassner

„Das war bislang alles andere als ein warmer Geldregen, der

auf die Gemeinden niedergeprasselt ist. Es waren eher kalte

Schauer. Schauen wir uns nur das Thema Kinderbetreuung an:

Was ist bei der Nachmittagsbetreuung von Pflichtschülern pas-

siert? Die ist über uns gekommen, ohne dass man vorher mit

uns geredet hätte. Gleiches beim Thema Pflege.“

Helmut Mödlhammer

... zum Thema politische Ehrlichkeit ...

„Es herrscht nach wie vor auf allen politischen Ebenen die Phi-

losophie vor, dass mit Sparprogrammen keine Wählerstimmen

zu gewinnen sind. Also macht man mit der Ausgabenpolitik

weiter. Als ich Staatssekretärin wurde, bin ich mit dem Grund-

satz in das Amt gegangen, nur auszugeben, was auch zuvor

erwirtschaftet worden ist. Daraufhin bekam ich zu hören:

‚Schmink dir das ab, damit ruinierst du den politischen Gestal-

tungsspielraum.’ So lange diese Philosophie vorherrscht und

wir nicht mutig genug sind, auch unangenehme Wahrheiten

auszusprechen, wird sich nichts ändern. Die Haltung, dass man

als Politiker auch die Wahrheit sagen und Geld sparen kann, ist

derzeit in unserer politischen Welt nicht mehrheitsfähig.“

Maria Fekter

„Die Bürgerinnen und Bürger ertragen und vertra-

gen die Wahrheit. Als Bürgermeister kann man

ihnen die Wahrheit sagen. Das ist unser Vorteil auf

der kommunalen Ebene. Die Menschen vertrauen

uns. Ein solches Vertrauen würde ich mir auch auf

Landes- und Bundesebene wünschen.“

Helmut Mödlhammer

... zum Thema Übersozialisierung ...

„Es können gar nicht zu viele soziale Forderungen

gestellt werden. Man muss sie allerdings genau defi-

nieren. Es geht nicht darum, jedem alles nachzu-

schmeißen, sondern das Grundprinzip einzuhalten,

dass jeder Bürger gleichberechtigt ist, ein ordentli-

ches, menschenwürdiges Leben zu führen. Dazu gehört auch, dass

kleine Gemeinden im ländlichen Raum – immerhin leben rund 60

Prozent der Österreicher am Land – nicht einfach zugesperrt wer-

den. Sie sind ein wichtiger Organisator für Lebensqualität.“ 

Kurt Gassner

... zum Thema Gratisleistungen ...

„Es muss nicht alles gratis sein, denn Gratisleistungen sind

nichts wert. Gute Ideen müssen umgesetzt werden und dürfen

etwas kosten.“

Maria Fekter

„Selbst wenn die Finanzkraft für Gratisleistungen – etwa den

Kindergarten – vorhanden ist, sollte nichts gratis angeboten

werden. Dadurch kommt es zu einer Entwertung der Leistung.

Sie wird beliebig gemacht. Das ist unsozial.“

Magnus Staehler

Heiße Politikerdebatte auf dem Podium (v. l. n. r.):

Helmut Mödlhammer (Gemeindebundpräsident),

Magnus Staehler (Kommunalberater), 

Hans Bürger (Moderation), Maria Fekter 

(Innenministerin) und Kurt Gassner 

(SPÖ-Parlamentsfraktion)
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Ehrung: Der Kärntner Gemeindebundpräsident

Hans Ferlitsch wurde im Namen des Bundes-

präsidenten für seine Verdienste um die 

Republik Österreich mit dem Großen Goldenen

Ehrenzeichen mit dem Stern ausgezeichnet.

Die Gründer der Kommunalen Sommergespräche (v. r. n. l.):

Hofrat Dr. Robert Hink, die Witwe von Helmut Frisch und

Bürgermeister Otto Marl 

Herr Generalsekretär, die Kommuna-
len Sommergespräche haben heuer
ihren fünften Geburtstag gefeiert, wie
lautet Ihre Bilanz?
Hink: Es ist unglaublich, was hier inner-
halb von wenigen Jahren entstanden ist.
Es ist gelungen, einen Think-Tank der
Kommunalpolitik zu etablieren, der in
Österreich und im Ausland große Wert-
schätzung genießt. Vor fünf Jahren, als
Prof. Frisch und ich diese Veranstaltung
initiiert haben, haben wir uns gewünscht,
ein kleines „Alpbach für Gemeinden“ zu
schaffen. Heute sind die Kommunalen
Sommergespräche eine eigene Marke und
sprechen für sich selbst. 

Was ist denn das Erfolgsgeheimnis?
Hink: Die Mischung aus Praktikern, Wis-
senschaftern, Wirtschaftsexperten, inter-
nationalen Gästen und Politikern aller
Ebenen, vorrangig natürlich aus der
Kommunalpolitik. Wir haben einen Rah-
men geschaffen, der es ermöglicht, abseits
von Tages- und Termindruck die Gedan-
ken schweifen zu lassen und sich mit
höchst relevanten Zukunftsfragen zu
befassen. Auch die kluge Themenwahl ist
entscheidend. Die Probleme der demo-
grafischen Entwicklung haben ja wir vor
zwei Jahren zum großen Thema in Öster-
reich gemacht. Und nicht zuletzt ist der
Ort wichtig. Das Ausseerland ist in seiner
Schönheit prädestiniert dafür, dass die
Leute gerne herkommen und gemeinsam
mit uns nachdenken und diskutieren. 

Welche konkreten Erfahrungen lassen
sich aus den Sommergesprächen 2010
gewinnen?

Hink: Wir haben eine wichtige Frage im
Konsens mit „Ja“ beantworten können.
Die kleinen Gemeinden in Österreich
haben eine Zukunft, sie arbeiten effi-
zient und wirtschaftlich und sind für die
Identität von ungeheurer Bedeutung.
Das ist kein Gefühl und kein Wunsch,
sondern beruht auf Fakten. Die
Gemeindestruktur in Österreich ist in
Ordnung und funktioniert hervorra-
gend. Damit sollten die immer wieder-
kehrenden Diskussionen rund um
Gemeindezusammenlegungen ein für
allemal beendet sein. Tatsache ist freilich
auch, dass die Gemeinden – egal ob
klein oder groß – unter gewaltigem
finanziellen Druck stehen. Es muss auf-
hören, dass uns übergeordnete Ebenen
immer mehr Aufgaben übertragen, ohne
dafür die finanziellen Mittel bereitzu-
stellen. Der Plafond der finanziellen
Zumutbarkeiten ist erreicht. 

Wie sehen Sie die Zukunft der Som-
mergespräche?
Hink: Ich glaube, dass diese Gespräche
auf politischer und wissenschaftlicher
Ebene fix verankert sind. Das Pro-
gramm stimmt, auch von der Teilneh-
merzahl her sind wir immer ausgebucht.
Wir werden daran arbeiten, dass wir
auch in den kommenden Jahren diese
herausragende Qualität an Referenten
und Teilnehmern sicherstellen können.
Das ist Herausforderung genug. Persön-
lich würde ich mir wünschen, dass die
Bundes- und Landespolitik unsere Sor-
gen und Nöte noch ernster nimmt, die
eigenen Sinne schärft und die Hilferufe
der Gemeinden besser hört. 

Hofrat 
Dr. Robert
Hink, Gemein-
debund-General-
sekretär, anläss-
lich des fünften
Geburtstages der 
Kommunalen
Sommergespräche
im Interview.

Alpbach für
Gemeinden

Auftakt zur ersten Veranstaltung der Konferenz im Kursaal:

Hans Bürger, ORF-Innenpolitikchef und Moderator der 

Sommergespräche, heitßt das Auditorium willkommen.
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SEITENBLICKE

Die Kommunalen 
Sommergespräche
2010 in Bildern

Wie schon im Vorjahr waren auch heuer wieder 

zahlreiche Gäste bei der Eröffnung mit dabei.

Nicht nur Einigkeit, sondern auch heftige Debatten bei den Workshops: 

Günter Liebel (Sektionschef im Lebensministerium) und 

Manfred Perterer („Salzburger Nachrichten“)

Alois Steinbichler, Generaldirektor

Kommunalkredit, im Gespräch mit

Interessenten zur „Initiative Licht“ 

der Kommunalkredit

Japanisches Symbol für „mutiger Krie-

ger“ von Kommunalberater Magnus

Staehler als Talisman für Gemeinde-

bundpräsident Helmut Mödlhammer

Zielorientierte Bürgermeisterin mit

ruhiger Hand: Sonja Ottenbacher

(Stuhlfelden) beim Armbrustschießen

auf der Blaa-Alm

Impulsreferat von Alexandra 

Amerstorfer, Geschäftsführerin

Kommunalkredit Public Consulting,

im Rahmen des Workshops 

„Energieautonome Gemeinden“

Kommunalkredit-General Alois Steinbichler (li.) und Gemeindebundpräsident

Helmut Mödlhammer (re.) bedanken sich bei Ehepaar Biedenkopf für das

Eröffnungsreferat des Ministerpräsidenten a. D. 

Zum Abschluss der Kommunalen Sommergespräche 2010 ein herzliches

Dankeschön der Veranstalter an die Ehrengäste, Vortragenden und das 

Auditorium

Launige Begrüßungsworte von Hermann Schützenhöfer (Landeshauptmann-Stv.),

Otto Marl (Bürgermeister Bad Aussee), Helmut Mödlhammer (Gemeindebund-

präsident) und Alois Steinbichler (Generaldirektor Kommunalkredit), v. l. n. r.
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